
druck kommen, daß das persönliche Eigentum nicht 
das einzige Eigentum ist, welches gegenwärtig und auch 
noch für längere Zeit vererbt werden kann, daß es 
aber dasjenige Eigentum ist, welches das Wesen des 
sozialistischen Erbrechts bestimmt. Das persönliche 
Eigentum, das wir hier im Auge haben, leitet sich vom 
sozialistischen Eigentum ab und wird in erster Linie 
durch das Arbeitseinkommen gebildet, welches der 
Bürger nach dem sozialistischen Prinzip „Jeder nach 
seinen Fähigkeiten — jedem nach seinen Leistungen“ 
erwirbt. Der Erwerb des persönlichen Eigentums und 
seine ständige Mehrung ist, neben dem ständig wach
senden gesellschaftlichen Reichtum, ein Ausdruck des 
stetig steigenden Wohlstandes der Werktätigen im So
zialismus und damit ein bedeutsamer Faktor der Durch
setzung des ökonomischen Grundgesetzes des Sozia
lismus. Indem wir bei der Konzeption des sozialisti
schen Erbrechts vom persönlichen Eigentum ausgehen, 
das persönliche Eigentum auch mit den Mitteln des Erb
rechts garantieren und schützen, fördern wir damit die 
materielle Interessiertheit und Arbeitsfreude, was sich 
günstig auf die Festigung der sozialistischen Produk
tionsverhältnisse auswirkt. Hierbei ist zu berücksichti
gen, daß bereits jetzt in der DDR die Quelle des per
sönlichen Eigentums in überwiegendem Maße das 
sozialistische Eigentum darstellt. Das schließt selbstver
ständlich nicht aus, daß auch das aus anderen Quellen 
stammende und auf andere Weise als durch Arbeit er
worbene persönliche Eigentum erbrechtlich geschützt 
wird. Worauf es hier ankommt, das ist das Erfordernis, 
die erbrechtliche Regelung auf das Typische in unserer 
Ordnung — auf das durch Arbeit erworbene und vom 
sozialistischen Eigentum abgeleitete persönliche Eigen
tum — zu orientieren.

Die ständige Mehrung des Wohlstandes der Werk
tätigen ist das Hauptanliegen des sozialistischen Staates. 
Das Erbrecht als eines der staatlichen Mittel zur Rege
lung bestimmter Vermögensverhältnisse der Bürger 
muß ebenfalls diesem Ziel dienen. Damit wird es zum 
Erbrecht der Werktätigen, ist also für diejenigen be
stimmt, die durch .ihre eigene Arbeit die Werte schaffen, 
und bringt die Harmonie der Interessen der einzelnen 
Bürger mit den Interessen der Gesellschaft zum Aus
druck. Es versteht sich von selbst und ist keine Be
sonderheit des Erbrechts, sondern typisch für das 
gesamte sozialistische Recht, daß es klar und einfach 
und in einer für die Bevölkerung verständlichen 
Sprache abgefaßt sein muß.

Welche anderen Eigentumsarten sind ebenfalls vom 
Erbrecht zu erfassen? In erster Linie ist hier an solches 
Eigentum zu denken, welches in sozialistische Genos
senschaften zur sozialistischen Nutzung eingebracht 
wurde und nach den speziellen gesetzlichen Bestimmun
gen Privateigentum der Genossenschaftsmitglieder 
bleibt, wie z. B. der Grund und Boden der Genossen
schaftsbauern. Am Schutz dieses Eigentums ist unsere 
Arbeiter-und-Bauern-Macht ebenfalls besonders inter
essiert, wobei es vor allem darauf ankommt, daß es 
der genossenschaftlichen Nutzung erhalten bleibt. Das 
ist in der Hauptsache eine Frage des Erbschaftserwerbs 
bzw. der Erbauseinandersetzung. Mit Recht vertritt 
B e r g n e r den Standpunkt, daß soche Besonderheiten 
in speziellen Gesetzen geregelt werden müssen (vgl. 
z. B. § 24 des LPG-Gesetz-Entwurfs), während im 
übrigen die sozialistischen Erbrechtsprinzipien, wie sie 
in den Normen des Erbrechts des ZGB ihren Ausdruck 
finden, auch für dieses Eigentum maßgebend sind.4 Des
halb müssen die einzelnen Regelungen so getroffen 
werden, daß sie auch für das genossenschaftlich ge
nutzte Privateigentum der Genossenschaftsmitglieder 
sowie für ihre anderen vererbbaren Vermögensteile 
anwendbar sind5, ohne daß eine ausdrückliche Einbe
ziehung in den Kreis der vom ZGB zu regelnden gesell-

4 a. a. O., S. 270.
5 vgl. Müller/Richter, Zur Regelung des Erbrechts sowie der 

Hypotheken- und Altenteilsverpflichtungen der LPG-Mitglieder, 
in Staat und iRecht 1958, Heft 11, S. 1125. Sie zählen hierzu 
z. B. den Inventarbeitrag und die persönliche Hauswirtschaft. 
Die Autoren stellen eine Reihe von Problemen zur Diskussion, 
die die Besonderheiten des Erbschaftserwerbs und der Erb
auseinandersetzung der hier genannten Verhältnisse betreffen, 
und sind bei ihren Lösungsvorschlägen bemüht, vom Prinzip 
der Festigung der sozialistischen Produktionsverhältnisse auf 
dem Lande unter gleichzeitiger weitestgehender Wahrung der 
Rechte der Erben auszugehen.

schaftlichen Verhältnisse notwendig ist. Die Anwend
barkeit der erbrechtlichen Normen des ZGB müßte 
dann in den speziellen Gesetzen erklärt werden. Das 
braucht vielleicht nicht einmal ausdrücklich zu ge
schehen, wenn man davon ausgeht, daß immer dann, 
wenn sich spezielle Gesetze mit erbrechtlichen Be
sonderheiten befassen, für die allgemeinen Fragen die 
erbrechtlichen Bestimmungen des ZGB maßgebend 
sind.“

Die Verhältnisse der Übergangsperiode vom Kapita
lismus zum Sozialismus in der DDR weisen die Be
sonderheit auf, daß neben den genannten Eigentums
formen noch das Eigentum der einfachen Warenprodu
zenten und das privatkapitalistische Eigentum besteht. 
Die Partei der Arbeiterklasse und die Staatsmacht der 
Arbeiter und Bauern haben auch diesen Eigentümern 
die Perspektive des Sozialismus auf dem Wege des all
mählichen und freiwilligen Übergangs gewiesen. Mit 
dieser Politik stimmt es überein, daß unser Staat auch 
das Erbrecht an diesen Eigentumsformen gewährleistet. 
Die erbrechtliche Regelung darf aber nicht zu einem 
Hemmnis des Übergangs zu sozialistischen Produk
tionsverhältnissen werden. Deshalb kommt eine Bei
behaltung der erbrechtlichen Bestimmungen des BGB 
für das Privateigentum nicht in Betracht. Aus dem 
gleichen Grunde haben wir aber auch, keine Veran
lassung, spezielle erbrechtliche Normen hierfür in das 
ZGB aufzunehmen, weil wir uns dann auf den Boden 
der Konservierung dieser Eigentumsformen begeben 
würden. Vom Standpunkt der Förderung der sbzialisti- 
schen Umwandlung aus müssen hier ebenfalls die 
sozialistischen Erbrechtsprinzipien, wie sie z. B. in der 
Beschränkung des Kreises der gesetzlichen Erben und 
in einer Neuregelung der Testierfreiheit zum Ausdruck 
kommen, Geltung erlangen. Deshalb ist der Vorschlag 
von S u c h  zu unterstützen, „in ein neues Zivilgesetz
buch eine generelle Regel des Inhalts aufzunehmen ..., 
daß seine Bestimmungen entsprechend anzuwenden 
sind, wenn es sich um Verhältnisse privater Eigen
tümer untereinander handelt.“6 7 Eine solche General
regel müßte so formuliert werden, daß sie auch eine 
entsprechende Anwendung der erbrechtlichen Bestim
mungen umfaßt. Da für das neue Erbrecht Bestimmun
gen vorgeschlagen werden, die ausschließlich dem 
Zweck dienen, das in jeder Familie vorhandene 
persönliche Eigentum — Haushaltsgegenstände — 
besonders zu schützen, wird hierdurch bereits eine 
Differenzierung zwischen dem hauptsächlichsten Kon
sumtionsmitteleigentum und dem sonstigen Vermögen 
herbeigeführt, so daß auch von dieser Seite aus eine 
spezielle erbrechtliche Regelung des Privateigentums 
nicht erforderlich ist. Im übrigen muß dafür gesorgt 
werden, daß eine Konzentration von privatkapitalisti
schem Eigentum durch Erbfolge verhindert wird, wie 
das z. B. schon jetzt weitgehend durch eine progressive 
Staffelung der Erbschaftssteuer geschieht.8

*

Diese grundsätzlichen Ausführungen zusammenfas
send kann festgestellt werden:

Das zu schaffende sozialistische Erbrecht regelt die 
den Interessen der Arbeiterklasse und ihrer Verbünde
ten entsprechenden Voraussetzungen und Formen des 
Übergangs des Vermögens des Verstorbenen auf die 
Erben, die sich aus dieser Vermögensnachfolge ergeben
den Rechte und Pflichten der Erben sowie ihr Verhältnis 
zueinander. Es regelt weiterhin die besonderen Formen 
der staatlichen Leitung und der Einbeziehung der werk
tätigen Massen bei der Abwicklung der mit dem Erb
fall in Zusammenhang stehenden Verhältnisse mit dem 
Ziel des Schutzes des persönlichen Eigentums, der Siche
rung der materiellen Grundlage der Familie sowie der 
Erziehung zum sozialistischen Bewußtsein durch Über
windung der aus dem Kapitalismus stammenden Reste 
des Egoismus in Erbschaftsangelegenheiten.

Die gesetzliche Erbfolge
Damit das Erbrecht seine Aufgabe erfüllen kann, die 

materielle Grundlage der Familie zu sichern, ist der
6 so auch Bergner, a. a. O.
7 a. a. O., S. 1104.
8 vgl. hierzu Jansen/Längrich, Leitfaden des Erbrechts der 

Deutschen Demokratischen Republik, Berlin 1959, S. 40. So 
auch Bergner, a. a. O.
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